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DONNERSTAG, 3. MÄRZ 2022 (09:16 Uhr) 

INNERES 

Nicht die Gesetzgebung betreffende Tätigkeiten 

3. Europäische Reaktion auf die Lage in der Ukraine 

a) Beschluss zur Umsetzung eines vorübergehenden 

Schutzes gemäß der Richtlinie 2001/55/EG des Rates 

vom 20. Juli 2001 
Grundsätzliche Einigung über die Aktivierung 

 6719/22 

Der Rat erzielte eine politische Einigung über die Aktivierung der Richtlinie über 

vorübergehenden Schutz und den Wortlaut des Durchführungsbeschlusses des Rates. 

 b) Sonstige Fragen im Zusammenhang mit der Lage in der 

Ukraine 

  

Die Ministerrunde führte per Videokonferenz einen Gedankenaustausch mit dem ukrainischen 

Innenminister. 

SONSTIGE INNENPOLITISCHE THEMEN 

4. Asyl und Migration: Bilanz der Fortschritte1 
Fortschrittsbericht 

 6264/22 

Der Rat führte einen Gedankenaustausch über die Informationen des Vorsitzes zum Sachstand 

in Bezug auf den schrittweisen Ansatz für den Bereich Migration und Asyl. 

POLITISCHE STEUERUNG DES SCHENGEN-RAUMS („SCHENGEN-RAT“) 

6. Allgemeine Lage des Schengen-Raums2 
a) Politische Steuerung von Schengen 
b) Lagebericht 
Gedankenaustausch 

  

 
6234/22 + COR 1 
6408/22 

Im Anschluss an die Beratungen auf der Tagung des Gemischten Ausschusses auf 

Ministerebene (Dokument 6964/22) vereinbarte der Rat, auf der Grundlage des Vorschlags 

des Vorsitzes fortzufahren und die nächste Tagung des Schengen-Rates im Juni zu 

veranstalten. 

                                                 
1 Ausnahmsweise in Anwesenheit der assoziierten Schengen-Länder. 

 Die europäischen Agenturen EUAA und Frontex sind zu diesem Punkt eingeladen worden. 
2 Die europäischen Agenturen Frontex, Europol und eu-LISA sind zu diesem Punkt 

eingeladen worden. 
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7. Verordnung des Rates über den Schengener Evaluierungs- 

und Überwachungsmechanismus 

Allgemeine Ausrichtung 

 6685/22 

Im Anschluss an die Beratungen auf der Tagung des Gemischten Ausschusses auf 

Ministerebene (Dokument 6964/22) einigte sich der Rat auf eine allgemeine Ausrichtung zur 

Verordnung des Rates über den Schengener Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus. 

SONSTIGE INNENPOLITISCHE THEMEN 

8. Schlussfolgerungen zu Katastrophenschutzmaßnahmen 

angesichts des Klimawandels 
Billigung 

 6528/22 

Der Rat billigte die Schlussfolgerungen zu Katastrophenschutzmaßnahmen angesichts des 

Klimawandels in der Fassung des Dokuments 6528/22. 

9. Erklärung des Rates zu den Interpol-Rotecken 
Billigung 

 6217/22 

Der Rat billigte die Erklärung zu den Interpol-Rotecken. 

10. Sonstiges   

Unter diesem Punkt wurden keine Fragen zur Sprache gebracht. 

FREITAG, 4. MÄRZ 2022 (10:15 Uhr) 

JUSTIZ 

Nicht die Gesetzgebung betreffende Tätigkeiten 

13. Beschluss des Rates zu Hetze und Hasskriminalität 
Orientierungsaussprache 

 6523/22 

Der Rat führte eine Orientierungsaussprache über den vorgeschlagenen Beschluss, mit dem 

die Liste der Kriminalitätsbereiche in Artikel 83 Absatz 1 AEUV um „Hetze und 

Hasskriminalität“ erweitert werden soll. 
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14. Grundrechte 

a) Gedankenaustausch mit dem Direktor der Agentur der 

Europäischen Union für Grundrechte (FRA) 

b) Schlussfolgerungen zur Bekämpfung von Rassismus 

und Antisemitismus 
Billigung 

  

 

 

6406/22 

a) Der Rat nahm Kenntnis von den Erläuterungen des Direktors der Agentur der 

Europäischen Union für Grundrechte (FRA) über die bisherigen Arbeiten in Bezug auf 

die Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus. 

b) Der Rat billigte die Schlussfolgerungen zur Bekämpfung von Rassismus und 

Antisemitismus. Der Wortlaut der Schlussfolgerungen ist in Dokument 6877/22 

enthalten. 

15. Fragen im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem 

Rechtsbeistand 
Gedankenaustausch 

 6319/22 

Der Rat führte einen Gedankenaustausch über den Zugang zu einem Rechtsbeistand und 

seiner Bedeutung für ein wirksames Justizsystem. 

16. Sonstiges 

a) Vorwürfe der unerlaubten Einflussnahme 

b) Vorwürfe von Gewalt gegen Demonstranten bei 

Protesten gegen COVID-19-Beschränkungen 

c) Verfahren gegen einen polnischen Richter in Belarus 
Informationen der polnischen Delegation 

  

Der Rat wurde von der polnischen Delegation über diese drei Punkte unterrichtet. Die 

Kommission und mehrere Delegationen haben dem Rat ebenfalls Informationen zur 

Verfügung gestellt. 
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ANHANG 

Erklärungen zu den die Gesetzgebung betreffenden A-Punkten in Dokument 6544/22 

Zu A-Punkt 1: 

Beschluss des Rates über die teilweise Aussetzung des Abkommens mit 

Vanuatu über die Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte 

Annahme 

ERKLÄRUNG MALTAS 

„Malta räumt ein, dass nach den Feststellungen der Europäischen Kommission die Art und Weise, 

wie in Vanuatu die Verfahren zur Verleihung der Staatsbürgerschaft an Investoren durchgeführt 

werden, offenbar Sicherheitsprobleme aufwirft und dass die von der Europäischen Kommission 

vorgeschlagene Aussetzung der Befreiung von der Visumpflicht für Kurzaufenthalte deshalb 

gerechtfertigt ist. Dies gilt insbesondere mit Blick auf den Mangel an strengen 

Hintergrundüberprüfungen, die wesentlicher Bestandteil aller Staatsbürgerschaftsregelungen für 

Investoren sein sollten. Malta erinnert jedoch an die staatliche Souveränität in Fragen der 

Staatsbürgerschaft.“ 

Zu A-Punkt 17: 
Beschluss des Rates über den im Namen der EU in der Kommission für 

die Fischerei im Nordpazifik zu vertretenden Standpunkt 

Annahme 

ERKLÄRUNG DER KOMMISSION 

„Die Kommission ist der Auffassung, dass der Beschluss des Rates an die Kommission zu richten 

ist, und sieht daher die an Artikel 4 vorgenommenen Änderungen als unangemessen an. 

Die Darlegung des Standpunkts der Union in einem durch eine Übereinkunft eingesetzten Gremium 

ist ein Akt der Vertretung der Union nach außen, der nach Artikel 17 Absatz 1 EUV das 

institutionelle Vorrecht der Kommission ist. 

Die Kommission behält sich diesbezüglich alle ihre Rechte vor.“ 
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Zu A-Punkt 20: 

Beschluss des Rates über die Ermächtigung zur Aufnahme von 

Verhandlungen im Namen der Europäischen Union über eine 

internationale Übereinkunft über Pandemieprävention, -vorsorge 

und -reaktion sowie über ergänzende Änderungen der Internationalen 

Gesundheitsvorschriften (2005) 

Annahme 

ERKLÄRUNG NR. 1 DER KOMMISSION 

„Nach Auffassung der Kommission ist es rechtlich unzutreffend, dass in einem Beschluss des Rates 

über die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen eine materielle Rechtsgrundlage 

angegeben wird. 

Der Beschluss über die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen beruht ausschließlich auf 

dem Bestehen von der Union übertragenen Befugnissen und nicht auf der Bestimmung einer 

spezifischen Zuständigkeit. Seine Wirkung beschränkt sich darauf, die Kommission bzw. den 

Hohen Vertreter zu ermächtigen, ihre Vorrechte nach den EU-Verträgen auszuüben, um 

Verhandlungen einzuleiten. Der Umfang dieser Verhandlungen wird daher durch den Umfang der 

Befugnisse der Union bestimmt. Im Übrigen kann die Freiheit des vorgesehenen Vertragspartners 

der Union hinsichtlich der Bestimmung des Umfangs der Verhandlungen nicht durch den Beschluss 

des Rates über die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen begrenzt werden. Deshalb 

kann die genaue Rechtsgrundlage für die künftige Übereinkunft erst bestimmt werden, wenn deren 

Inhalt bekannt ist. 

Die Kommission behält sich diesbezüglich alle ihre Rechte vor.“ 

ERKLÄRUNG NR. 2 DER KOMMISSION 

„Die Kommission ist der Auffassung, dass der Rat die im Addendum zum Beschluss des Rates über 

die Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen festgelegten Verhandlungsrichtlinien, soweit 

dies im Laufe dieser Verhandlungen angemessen und erforderlich ist, nur auf der Grundlage einer 

vorherigen neuen Empfehlung der Kommission im Einklang mit dem Initiativrecht der Kommission 

gemäß Artikel 218 Absätze 3 und 4 AEUV überarbeiten und weiterentwickeln kann. 

Die Kommission behält sich diesbezüglich alle ihre Rechte vor.“ 

ERKLÄRUNG BULGARIENS 

„Die Republik Bulgarien unterstützt die Bemühungen um eine internationale Zusammenarbeit in 

verschiedenen Sektoren zur Verbesserung der internationalen und nationalen Pandemievorsorge 

und -reaktion als Teil der globalen Gesundheitsarchitektur. 

Bulgarien ist der Auffassung, dass der französische Vorsitz den ursprünglichen Text des Vorschlags 

für einen Ratsbeschluss und der im Addendum zu diesem Vorschlag enthaltenen 

Verhandlungsrichtlinien erheblich verbessert hat, und wir können daher den Tenor des 

Ratsbeschlusses insgesamt unterstützen. 



 

 

6872/22 ADD 1   9 

ANHANG JAI LIMITE DE 
 

Was jedoch die klare Unterscheidung zwischen den Angelegenheiten, die in die nationale 
Zuständigkeit, und denjenigen, die in die Unionszuständigkeit fallen, betrifft, so ist der Text nach 
wie vor teilweise unklar und erweist sich als schwach und mehrdeutig. Uns ist bewusst, dass der 
Beschluss dazu dient, die Kommission mit Verhandlungen über Angelegenheiten, die in die 
Zuständigkeit der Union fallen, zu beauftragen; wir stellen aber mit Besorgnis fest, dass es unklare 
Bestimmungen zu sensiblen Bereichen gibt, die Raum für rechtliche Auslegungen bieten und somit 
den Mitgliedstaaten in der Verhandlungsphase Schwierigkeiten bereiten könnten. Um alle Zweifel 
auszuräumen, müssen daher aus unserer Sicht gleich zu Beginn dieses Prozesses mehrere Aspekte 
hervorgehoben werden, die eingehend erörtert und bestätigt wurden, aber in dem Textentwurf nicht 
explizit zum Ausdruck kommen: 

Erstens sollte im Verhandlungsprozess klar zwischen den Angelegenheiten, die in die nationale 
Zuständigkeit, und denjenigen, die in die Unionszuständigkeit fallen, unterschieden werden. Im 
Einklang mit dem Primärrecht der EU sollte im Bereich der Gesundheitsversorgung die Aufteilung 
der Zuständigkeiten zwischen der Union und ihren Mitgliedstaaten, wie sie in der materiellen 
Rechtsgrundlage festgelegt ist, während des gesamten Verhandlungsprozesses uneingeschränkt 
beachtet werden. Daher sind wir dankbar, dass die Kommission und der Vorsitz bestätigt haben, 
dass die Mitgliedstaaten weiterhin das Recht haben, eigene Verhandlungen auf der Grundlage ihrer 
nationalen Standpunkte über Angelegenheiten, die in die ausschließliche nationale Zuständigkeit 
fallen, zu führen. Gemäß Artikel 168 Absatz 7 AEUV betrifft dies alle Fragen im Zusammenhang 
mit der Organisation des Gesundheitswesens und der medizinischen Versorgung sowie deren 
Finanzierung, insbesondere in Angelegenheiten, die voraussichtlich künftig finanzielle 
Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten mit sich bringen. 

Angesichts der anhaltenden Unsicherheit bezüglich Wesen und Inhalt des künftigen internationalen 
Instruments für Pandemieprävention, -vorsorge und -reaktion, der Koordinierungsmechanismen und 
insbesondere der Bezugnahme auf die Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005) halten wir 
eine entsprechende Präzisierung für eine unentbehrliche Garantie für die Mitgliedstaaten und eine 
Bestätigung zentraler Grundsätze wie der Subsidiarität, der begrenzten Einzelermächtigung sowie 
der guten interinstitutionellen Zusammenarbeit. 

Zweitens fordern wir mehr Vorsicht bei der Bezugnahme auf ein ‚rechtsverbindliches Instrument‘ 
und die uneingeschränkte Achtung des Wortlauts des Beschlusses, der auf der Sondertagung der 
Weltgesundheitsversammlung angenommen wurde. Die Hypothese eines ‚rechtsverbindlichen 
Instruments‘ setzt Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten voraus und wird Gegenstand des 
Verhandlungsprozesses sein, und diesbezüglich sollte es den Mitgliedstaaten freistehen, ihre 
endgültigen Entscheidungen zu treffen. In seiner Eigenschaft als Staat ist Bulgarien der Auffassung, 
dass die Entwicklung neuer internationaler Verträge und Partnerschaften ein umsichtiges Vorgehen 
erfordert, mit einem klaren Mehrwert im Vergleich zu den bereits bestehenden Übereinkünften, 
Mechanismen und Initiativen, z. B. den Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005), um die 
Doppelung von Maßnahmen zu vermeiden. 

Nicht zuletzt sind wir der Auffassung, dass alle Bezugnahmen auf finanzielle Zusagen im 
Beschlussentwurf nur Angelegenheiten betreffen, die in die Unionszuständigkeit fallen. Zusagen, 
die die nationalen Haushalte betreffen, werden von diesem Beschluss nicht erfasst, da sie in die 
ausschließliche nationale Zuständigkeit fallen. Angesichts der mangelnden Klarheit bezüglich des 
möglichen Inhalts eines neuen internationalen Instruments und der sich daraus ergebenden 
Verpflichtungen – einschließlich finanzieller Art – für die Mitgliedstaaten, muss berücksichtigt 
werden, inwieweit der Gesundheitssektor in den einzelnen Ländern in der Lage ist, zusätzliche 
Belastungen im Rahmen der Umsetzung einer möglichen neuen internationalen Übereinkunft zu 
tragen. 
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Vor diesem Hintergrund und unter besonderer Berücksichtigung des Artikels 168 Absatz 7 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union wird Bulgarien, da die führende Rolle der 

Mitgliedstaaten in dem Text des Beschlusses, mit dem die Kommission mit Verhandlungen in 

Angelegenheiten, die in die Unionszuständigkeit fallen, beauftragt wird, zwar implizit, aber nicht 

ausdrücklich genannt ist, die Empfehlung für einen Beschluss des Rates innerhalb der 

Unionszuständigkeiten, wie sie im Primärrecht der Europäischen Union festgelegt sind, umsetzen. 

Nach unserem Verständnis dürfte der Text in keiner Weise die nationalen Zuständigkeiten im 

Bereich der Gesundheitspolitik berühren, einschließlich der Standpunkte, die Bulgarien im Rahmen 

seiner nationalen Zuständigkeit im Verhandlungsprozess über ein künftiges internationales 

Instrument zur Pandemieprävention, -vorsorge und -reaktion einnehmen könnte. 

Wir ersuchen um Aufnahme dieser Erklärung in das Protokoll der Tagung des AStV und des Rates, 

auf der der Beschlussentwurf angenommen werden soll.“ 

ERKLÄRUNG POLENS 

„Bezüglich der Verhandlungsrichtlinien für eine internationale Übereinkunft über 

Pandemieprävention, -vorsorge und -reaktion, die im Addendum zu dem vorgenannten Beschluss 

enthalten sind, vertritt Polen die Auffassung, dass der Text der Richtlinien keinerlei Bezugnahmen 

auf sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte (‚sexual and reproductive 

health and rights‘, SRHR) enthalten sollte. 

Die Frage der SRHR fällt nicht in die Zuständigkeit der Union, sondern in die der Mitgliedstaaten, 

und solche Bezugnahmen in den Richtlinien stehen im Widerspruch zu Artikel 168 Absatz 7 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, in dem es ausdrücklich heißt: ‚Bei der 

Tätigkeit der Union wird die Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Festlegung ihrer 

Gesundheitspolitik sowie für die Organisation des Gesundheitswesens und die medizinische 

Versorgung gewahrt‘. 

Darüber hinaus stehen Bezugnahmen auf SRHR in den Richtlinien nicht im Einklang mit den 

Erwägungsgründen 6 und 7 des Beschlusses, in denen betont wird, dass die Zuständigkeiten der 

Mitgliedstaaten in vollem Umfang gewahrt werden müssen und dass die Union lediglich eine 

ergänzende Rolle spielt. 

Aus diesem Grund sind wir der Ansicht, dass die Bezugnahme auf SRHR in den 

Verhandlungsrichtlinien für die Kommission nicht gerechtfertigt ist.“ 
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